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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-ZFinanzpoUtik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Verlängerung einzelner 
Fristen für die Gewährung von Zuschüssen aus dem Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1965. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 25. März 1966 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Höcherl 


Druck: Bonner Universltäts-Bucfadruckerel, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532* Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goetbestrafie 54, Tel. 6 35 51 
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Vorsdüag einer Verordnung des Rats 
zur Verlängerung einzelner Fristen für die Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das 

Jahr 1965 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus der 
Ausrichtungsabteilung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
müssen nach Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG des Rats über die Bedingungen für 
die Beteiligung des EAGFL der Kommission alljähr- 
lich bis zum 1. Oktober vorgelegt werden. Die Kom- 
mission muß bis zum 31. Dezember des folgenden 
Jahres eine Entscheidung in der Sache selbst treffen. 

Nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG können Zuschüsse aus dem Agrarfonds 
nur für Vorhaben gewährt werden, die Bestandteil 
eines nach Artikel 16 aufgestellten Gemeinschafts- 
programms sind; während der ersten beiden Jahre 
nach Inkrafttreten der Verordnung, d. h, bis zum 
17. März 1966, können aber auch Zuschüsse für Vor- 


haben gewährt werden, wenn kein Gemeinschafts- 
programm vorliegt. 

Die Kommission ist während der Anlaufzeit der 
Ausrichtungsabteilung des Agrarfonds nicht in der 
Lage gewesen, die Bearbeitung der für 1965 einge- 
reichten Anträge abzuschließen. Danach müßte auch 
die Frist für die Kommissionsentscheidung und die 
Förderung von Vorhaben außerhalb von Gemein- 
schaftsprogrammen bis zum 31. Juli 1966 verlängert 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Frist für die Sachentscheidung der Kommis- 
sion über die Gewährung von Zuschüssen aus der 
Ausrichtungsabteilung des EAGFL für 1965 nach Ar- 
tikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
wird bis zum 31. Juli 1966 verlängert. 

Die Zweijahresfrist nach Artikel 14 Absatz 1 c 
Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 17/64/EWG wird 
bis zum 31. Juli 1966 verlängert. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Anträge auf Gewähnmg von Zuschüssen aus der 
Ausrichtungsabteilung des Agrarfonds müssen nach 
Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
des Rats über die Bedingungen für die Beteiligung 
des EAGFL der Kommission alljährlich bis zum 
1. Oktober vorgelegt werden. Die Kommission muß 
bis zum 31. Dezember des folgenden Jahres eine 
Entscheidung in der Sache selbst treffen. Anträge 
auf Zuschüsse für das Jahr 1964 können jedoch bei 
der Kommission bis zum 1. Juli 1964 eingereicht 
werden. 

Bis zum 1. Juli 1964 sind bei der Kommission 226 
Anträge für das Jahr 1964 (1. Tranche des Haus- 
haltsplans 1965) und bis zum 1. Oktober 1964 
227 Vorhaben — zu 154 Anträgen zusammenge- 
faßt — für das Jahr 1965 (2. Tranche des Haushalts- 
plans 1965) eingegangen; hierüber mußte die Kom- 
mission bis zum 31. Dezember 1965 eine Entschei- 
dimg treffen. 

Die nur schwach besetzte ^) EAGFL- Abteilung, Sek- 
tion Ausrichtung, hatte zunächst die Kommissions- 
entscheidung zur Behandlung der Anträge für 1964 
ausarbeiten müssen — die Arbeit dauerte bis An- 
fang Oktober 1965 — und war dann mit der Durch- 
führung der Kommissionsentscheidung beschäftigt 
gewesen. 

^) EAGFL-Abteilung, Sektion Ausrichtung: 1 A-Beamter, 
1 B-Beamter, 3 Hilfskräfte und 9 Sachverständige 


Die Anträge für 1965 konnten erst nach Erledigung 
dieser Aufträge bearbeitet werden, so daß auch die 
Kommission ihre Entscheidung nicht mehr termih- 
gerecht zum 31. Dezember 1965 treffen konnte. 

Als neuer Termin kam der 31. Juli 1966 in Frage. 

2. Nach Artikel 14 Absatz 1 c Unterabsatz 2 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rats körmen aus 
dem Agrarfonds während der ersten beiden Jahre 
nach Inkrafttreten der Verordnimg auch Zuschüsse 
für Verordnungen gezahlt werden, wenn kein Ge- 
meinschaftsprogramm vorliegt. 

Nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordmmg Nr. 17/64/ 
EWG kann also ab 18. März 1966 nur noch für solche 
Vorhaben ein Zuschuß gewährt werden, die Be- 
standteil eines Gemeinschaftsprogramms sind. 

Wenn jedoch der Termin für die Kommissionsent- 
scheidung über die Anträge für 1965 — ursprünglich 
der 31. Dezember 1965 — verschoben wird, müßte 
auch der Termin für die Bindung an die Gemein- 
schaftsprogramme weiter zurückverlegt werden, weil 
es nicht dazu kommen darf, daß an Zuschußanträge 
für Vorhaben durch die spätere Entscheidung der 
Kommission Anforderungen gestellt werden, die 
nicht gestellt worden wären, wenn die Kommmis- 
sion innerhalb der in Verordnung Nr. 17/64/EWG 
gesetzten Frist eine Entscheidung hätte treffen kön- 
nen. 
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